
Bundessozialgericht

—....-.—........———— __..-—

Zugestellt am
17° April 1973

chHauptsekretär
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

I m N a m e n d4e s V o l k e s
_

V U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter‚

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 7° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
Imündliche Verhandlung am 50. Januar 4975

durch die Richter Dr° B r o c k e ‚
Dr. w i t t e und Dr° H e u B n e r
und die ehrenamtlichen Richter

Dr. S c h w a r 2 b a u e r und L e n z

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom
47. April 1972 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Kläger auch die Kosten

des Retisionsverfahrens zu erstatten“
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Der am 22, Oktober 1952 geborene Kläger wurde in der Zeit

vom 1‚ August 1968 bis zum 51‚ Juli 1970 im Betrieb seines

Vaters als Fotolaborant ausgebildet° Das Ausbildungsrer—

hältnis ist der Industrie— und Handelskammer am 21° August

1968 angezeigt worden„ Als Ausbildungsvergütung erhielt
_

der Kläger monatlich 110 DM im ersten und monatlich

150 DM im zweiten Ausbildungsjahr° Er wohnte bei seinen

Eltern und wurde auch dort verköstigt° Bei der Beitrags—
berechnung zur Sozialversicherung sind Kost und Wohnung

für den Kläger außer Ansatz geblieben° Der Vater des
Klägers behandelte diese Ausgaben auch steuerlich nicht

als Betriebsausgaben. Die Eltern des Klägers sind für

das Jahr 1968 gemeinsam mit einem Betrag von 4 570 DM

zur.Einkommensteuer veranlagt worden° Für die Familien—
wohnung war eine laufende monatliche Belastung von

86,65 DM zu tragen° Der Kläger legte am 7„ Juli 1970

die Abschlußprüfung ab„

‘ Am 20„ Januar 1970 beantragte der Kläger durch seinen

Vater beim Arbeitsamt (ArbA) Neuwied, ihm Berufsausbil—

dungsbeihilfe (BAB) zu bewilligen° Mit Bescheid vom
14° August 1970 lehnte das ArbA den Antrag auf BAB abo

Zur Begründung gab es an, die Voraussetzungen für die
Bewilligung seien hinsichtlich der wirtschaftlichen
Verhältnisse nicht erfüllt. Der hiergegen erhobene Wider—
spruch wurde mit Bescheid vom 8° Oktober 1970 zurückge-

wiesen° Zur Begründung führte das ArbA aus: Als Einkommen

des Klägers gelte nach 5 18 Abs° 1 der Anordnung des
Verwaltungsrats der Bundesanstalt für Arbeit über die

_individuelle Förderung der beruflichen Ausbildung — AA —
vom 51; Oktober 1969 (ANBA 1970, 215) die Nettoausbildungs—
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5';

vergütung in Höhe von 450 DM° Da die Ausbildung im eltere €4

lichen Betrieb erfolge, sei außerdem als Ausbildungsver— \

gütung nach 5 48 Abs° 2 AA der Wert der vom Ausbildungs—
betrieb — hier vom Vater — bereitgestellten Kost und

Unterkunft anzurechnen, und zwar mit den nach 5 460 Abs° 2

der Reichsversicherungsordnung (RVG) festgesetzten Beträ—

gen„ Nach dieser Vorschrift sei der Wert für Kost und

Wohnung mit 459 DM festzusetzen. Mithin übersteige das

Einkommen des Klägers den Bedarf für den Lebensunterhalt

und für die Ausbildung„ Nach 5 9 AA bestehe deshalb kein
Anspruch auf BAB° '

Auf die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht

Koblenz durch Urteil vom 24° September 4974 den ablehnen—

den Bescheid in der Gestalt des Widerspruchsbescheides

aufgehoben und die Beklagte verurteilt, dem Kläger BAB

ohne Anrechnung eines Betrages für freie Kost und Wohnung

zu zahlen° Die hiergegen eingelegte Berufung der Beklagten

hat das Landessozialgericht (LSG) Rheinland—Pfalz durch
Urteil vom 47„ April 4972 zurückgewiesen° In den Entschei—

dungsgründen hat es dazu ausgeführt: Entgegen der Auf—

fassung der Beklagten sei der Wert von freier Kost und

Wohnung, die der Kläger in der maßgeblichen Zeit von

seinem Vater erhalten habe‚ kein Einkommen im Sinne des
S 48 Abs° 4 AA° Die Durchführungsanweisung (DA) der Be—„

klagten Nr° 48. 45 stehe dem zwar entgegen; das habe
‘

'

aber nur innerdienstliche Bedeutung" Die DA sei weder

ein Gesetz noch eine aufgrund der Ermächtigung des 5 59

des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) ergangene Anordnung°

Die DA widerspreche insoweit dem Recht„ Nach allgemeinem

Sprachgebrauch gehörten Unterhaltsleistungen in Natur‚

die ein Unterhaltsberechtigter von Unterhaltspflichtigen

aufgrund der Unterhaltspflicht erhalte, nicht zu den Ein—

künften des Unterhaltsberechtigten„ Dem folge auch 5 48

„ 4 _
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Abs„ 1 AA„ Die Bestimmung gehe davon aus, daß die Ein—

künfte ihrer Art nach grundsätzlich besteuert würden und

bei der Bemessung von Sozialversicherungsbeiträgen heran—

zuziehen seien° Das aber treffe auf Unterhaltsleistungen

nicht zu° Beträge, die von Eltern für den Unterhalt des

Auszubildenden aufgewsndt würden‚ seien als Teil des
Einkommens der Eltern anzusetzen° Die Vorschrift des

5 48 Abs° 2 AA besage nichts anderes° Danach seien Bevräge,

die der Ausbildende für Kost und Wohnung von der Ausbil—

dungsvergütung einbehalte, als Einkommen des Auszubildenden

zu bewerten° Diese Vorschrift setze den rechtlichen Zu—

sammenhang zwischen dem Au8bildungsverhältnis und der

\Gewährung von Kost und Wohnung voraus° Daran fehle es‚

wenn Kost und Wohnung nicht aufgrund des Ausbildungsver—
hältnisses‚ sondern der elterlichen Unterhaltspflicht

gewährt würden° Etwas anderes könne grundsätzlich aucd

nicht gelten, wenn die Ausbildung im Betrieb eines Eltern—

teils erfolge, der dem Auszubildenden Kost und Wohnung

frei gewähre„ Im Verhältnis zwischen Unterhaltspflichtigem

und Unterhaltsberechtigtem werde die Gewährung von K0st
und Wohnung regelmäßig dann arbeitsrechtliche Grundlage

haben, wenn der Empfänger dem Leistenden normalerweise

wirtschaftlich nicht mehr zur Last fallen würde° Im vor—
liegenden Fall spreche aber nichts dafür, daß von den
Vater des Klägers Kost und Unterkunft aufgrund des Aus—
bildungsverhältnisses und nicht der elterlichen Unterhalts—

pflicht geleistet werden sei° Der Geldeswert dieser Each—
leistungen sei nach dem Aufbau der Berechnungsvorschriften

der AA als Einkommen der Eltern nach 5 46 AA anzusetzen

und nicht nach 5 15 AA als Einkommen des Auszubildenden°

Da im vorliegenden Fall das Einkommen der Eltern die monat—

lichen Freibeträge des 5 16 AA nicht erreiche, sei dieses
auch nicht auf den Bedärf des Klägers anzurechnen°
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_5_

Die Beklagte hat gegen das Urteil des LSG :;di0uzuge—

lassene — Revision eingelegt° Sie rügt eine Verletzung

des 5 40 AEG und der Vorschriften der AA° Sie führt

aus: Ziel der individuellen Förderung der beruflichen

Ausbildung sei es, wirtschaftliche Schwierigkeiten‚ die

einer angemessenen beruflichen Qualifikation entgegen—

stünden, zu überwinden° 5 40 AFG enthalte dement—
fsprechend den Vorbehalt, daß BAB nur subsidiär bei Be—

dürftigkeit des Auszubildenden gewährt werdeo @48
Abs° 4 AA erfasse ausdrücklich alle Einkünfte in Geld

oder Geldeswert° Er könne nur so verstanden werden‚ daß

die dort genannten Abzüge (Steuern und Sozialversiche—

rungsbeiträge) vorzunehmen seien, soweit Steuer— und

Beitragspflicht bestehe° Der Einkommensbegriff des AFG

und der AA decke sich wegen der andersartigen Zielsetzung
‚nicht mit den des Einkommensteuer— und des Sozialversiche—

rungsrechts° Daher sei es ohne Bedeutung, daß der Vater

des Klägers von den dem Kläger in Natur gewährten Unter—

haltsleistungen keine Steuern und Beiträge abgeführt

habe° Die Leistungen hätten Geldeswert und gehörten

_deshalb zu den Einkünften im Sinne des 5 48 Abs„ 4 AA„
Dafür spreche auch 5 48 Abs° 5 Satz 4 AA, wonach zum4
anrechenbaren Einkommen nur solche Leistungen nicht '

rechneten, die nicht oder nicht hauptsächlich für den

Lebensunterhalt gewährt würden° Unterhaltsleistungeng

in Natur seien aber Lebensunterhalt schlechthin„ Sie

deckten den Lebensbedarf (5% 44, 42 AA) ebenso wie

Geldleistungen° Es spreche auch nicht dagegen‚ daß im

Normalfall — Ausbildung im fremden Betrieb — die dem ‘;

Auszubildenden von seinen Eltern gewährte Kost und

Fohnung nicht als Einkommen des Auszubildenden angesetzt

würden° Es könne nämlich unterstellt werden, daß Eltern‚

deren Einkommen nach den Maßstäben der AA zur vollen

Finanzierung der Ausbildung ihres Kindes nicht ausreiche,‘
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_ 6 _

dem Kind Kost und Wohnung nicht unentgeltlich gewährten,

sondern die ihrem Kind gezahlte Ausbildungsvergütung zur

Deckung ihrer Unterhaltsaufwendungen heranéögen° Für den
Sonderfäll, daß das Kind im Betrieb eines Elternteils

ausgebildet werde, könne nichts anderes gelten,-Die Eltern

seien dann allerdings nach 5 40 des Berufsausbildungs—

gesetzes (BBiG) verpflichtet, dem Kind die übliche Ause

« bildungsvergütung zu gewähren. Sie seien aber nicht ge—

zwungen, ihm den vollen Betrag in Geld auszuzählen, sondern

könnten nach 5 40 Abs„ 2 BBiG Kost und Wohnung, die sie
dem Kind gewährten, nach den Bewertungsregeln der RV)

auf die Ausbildungsvergütung bis zu 75 V„H° des Brutto—

betrages anrechnen. Würden sie aber neben freier Kost und

Wohnung außerdem die volle Ausbildungsvergütung auszahlen,

so könne dies nicht ohne Auswirkung auf die Höhe der BAB

bleiben, Es sei dann angemessen, den Wert von Kost und

Wohnung nach 5 48 Abs° 2 AA als Sachleistung des Ausbilden—
den bei der Feststellung des Einkommens des Auszubildenden

zu berücksichtigen.

Die Beklagte beantragt,

die vorinstanzlichen Urteile aufzuheben

und die Klage abzuweisen°

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht vertreten,

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt
(5 424 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°
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II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet°

Das LSG hat zutreffend entschieden, daß die dem Kläger

von seinen Eltern gewährte freie Kost und Unterkunft

nicht als Einkommen anzurechnen ist und ihm daher ein

Anspruch auf BAB zusteht°

Nach 5 40 Abs° 4 AFG gewährt die Beklagte Jugendlichen
'und Erwachsenen Zuschüsse und Darlehen für eine geeignete

berufliche Ausbildung in Betrieben oder überbetrieblichen

Einrichtungen sowie für die Teilnahme an Grundausbildungs—

und Förderungslehrgängen und anderen berufsvorbereitenden

Maßnahmen, soweit sie die hierfür erforderlichen Mittel

nicht selbst aufbringen können und ihren Unterhaltsver—

pflichteten die Aufbringung üblicherweise nicht zugemutet

wird„ Dieser vom AFG weit gesteckte Rahmen wird von den

Regelungen in der AA ausgefüllt„ Darin hat der Verwal—

Tungsrat der Bundesanstalt für Arbeit (BA) das Nähere
über Voraussetzungen, Art und Umfang der individuellen

Förderung der beruflichen Bildung unter Berücksichtigung

der in—ä 59 AFG niedergelegten Grundsätze bestimmtn Ihrer

Rechtsnatur nach sind die Anordnungen der BA‚ die aufgrund

eines gesetzlichen Auftrags oder einer gesetzlichen Er—

mächtigung — hier 5 59 AFG — erlassen werden, autonomeß

S:1tzungsrecht, also Gesetz im materiellen Sinne Im

Gegensatz zu Durchführungsanweisungen und sonstigen Rund—

erlassen der BA erzeugen diese Anordnungen hinsichtlich

der Rechte Dritter normative Wirkungen° Als Rechtsnormen
binden sie auch die Gerichte, soweit der Inhalt der An—

ordnungen nicht gegen höherrangiges Recht verstößt (vglo

Begründung zum Regierungsentwurf des AFG, BCE—Drucks°

V/‘229’1 & 94 _ zu 5 187 Abs„ 5 _; Hennig/Kühl/Heuerf'

[ -

.c_.g
_
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AFG @ 59 Anm„ 1; Hoppe, SozSich 1974, 40; Schieckel,

AFG S 59 Anm„ 4 a; Schmitz/Specke/Picard, AFG„ 4„ Auf;„,

Vorbem„ zu 5 59; Weber/Paul‚ AFG 5.39 Anm„ 4; Hoppe/Bor—

linger, Förderung der beruflichen Bildung, AFG @ 59

Anm„ 2 b; BSGSozR Nr„ 4 und 2 zu 5 445 b AVAVG)„Gegendie
umfassende Ermächtigung der BA durch den Gesetzgeber ;n
5 59 AEG zum Erlaß von satzungsrechtlichen Anordnungen zur
Ausführung des Gesetzes bestehelkeine Verfassungsrecht—

lichen Bedenkene Solche gesetzlichen Ermächtigungen unter—

liegen nämlich nicht den engen Begrenzungen der Art° 30 ff°

des Grundgesetzes (GG) für Rechtsverordnungen (vgl° BVerfG
42, 525; 49, 266 fo)°

Das Berufungsgericht ist zutreffend zu dem Ergebnis ge—
kommen, daß im vorliegenden Fall nicht nur die 4 zwischen

den Beteiligten unstreitigen — allgemeinen, sondern sich

die wirtschaftlichen Voraussetzungen für den Anspruch des

Klägers auf BAB nach den 55 9 bis 49 AA gegeben sind°

Nach 5 9 AA bemißt sich die BAB nach dem Bedarf für den
Lebensunterhalt (55 44 und 42 AA) und nach dem Bedarf für
die Ausbildung oder die Teilnahme an einer bérufsvorberei-

tenden Maßnahme (5 45 AA)° Das LSG ist unter Berücksichti—

gung der nach der AA für die Bah■fsberechnung bestehenden
VRegelung zu dem — von der Revision nicht angegriffenen —

Ergebnis gelangt, daß der Gesamtbedarf des Klägers mcnat—

lich 257,28 DMbeträgt° Auf diesen Bedarf nach 5 9 AA sind
in dem nach den 55 45 bis 4? AA bestimmten Umfang das Ein«
kommen (% 48 AA) des Klägers (% 40 Nr° 4 AA) und gegebenen—

'falls noch dasjenige seiner Eltern (5 40 Nr„ 2 AA) arzu—
rechnen° Das Einkommen des Klägers ist in voller Höhe zu
berücksichtigen (@ 45 Satz 4 AA)° Als Einkommen gelten dabei
alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert nach Abzug der

Steuern, der Beiträge zur Sozialversicherung und zur BA
oder entsprechende Aufwendungen

zur sozialen Sicherung in

_9__
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_ 9 _

angeméssenem Umfange (% 48 Abs„ 4 AA)° Der Revision ist
zuzugeben, daß nach dem Wortlaut dieser Vorschrift grund—

sätzlich alle Einkünfte als Einkommen zu behandeln sind,

ohne Rücksicht auf die Art (Barleistung oder Sachbezug)‚

die Quelle (selbständige oder unselbständige Tätigkeit,

Kapital— oder Grundvermögen) und den Rechtsgrund (zoB„\

Arbeitsvertrag oder Unterhaltsrecht)„ Abgesehen von der

Möglichkeit‚ auch in angemessenem Umfang noch Werbungs—

kosten absetzen zu können (5 48 Abs° 4 AA)‚ stimmt der

Wortlaut dieser Legaldefinition mit der des 5 458 Absc
2 AFG und des früheren @ 450 Abs° 5 AVAVG überein° Richtig

ist ferner,.daß nach diesen zuletzt genannten Vorschriften

im Rahmen der Arbeitslosenhilfe, die ebenfalls wie die

BAB nicht familienunabhängig, sondern aufgrund einer

Bedürftigkeitsprüfung gewährt wird, auch Unterha tsleistun—

gen der Eltern, die als Sachbezüge (Kost und Unterkunft)
gegeben werden, als Einkommen mit ihrem Geldeswert anzu»,

rechnen sind (vgl„ Hennig/Kühl/Heuer, AEG @ 458 Anm„ 44;

Eraeger/Buchwitz/Schönefelder, AVAVG@450 Anm° 5)() Die
Revision übersieht aber, daß auch bei gleichlautenden ‘

Vorschriften im Rahmen der individuellen Förderung der

beruflichen Bildung und der Arbeitslosenhilfe sich dennoch

aus dem Zusammenhang und aus dem Sinn und Zweck der je—

weiligen Regelungen eine unterschiedliche Anwendung er—

geben kann„ Das ist hier — entgegen der Auffassung der

Revision — der Fallo

Wie sich aus der Revisionsbegründung ergibt, geht die

Beklagte selbst davon aus‚ daß im Normalfall — Ausbildung

im fremden Betrieb — die dem Auszubildenden von seinen

Eltern gewährte Kost und Unterkunft nicht als Einkommen

des Auszubildenden angesetzt werden kann„ Allerdings ist
rfür nicht — wie die Revision meint —

aüsschlaggebend‚

denjenigen Eltern, deren Einkommen nach den Maßstäben

-;13 ;.J (D
60.,Cl \

”u

der AA zur vollen Finanzierung der Ausbildung ihres Kindesx■dü
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ausreicht,.unterstellt werden könne, sie gewährten dem

Kind Kost und Wohnung nicht unentgeltlich, sondern wirden'

die ihrem Kind gezahlte Ausbildungsvergütung zur Deckung

ihrer Unterhaltsaufwendungen heranziehen° Dem Zusammen—

hang der Vorschriften des zweiten Abschnittes über Art

und Umfang der Förderung in der AA (55 9 bis 19) mit
5 40 AFG ist vielmehr zu entnehmen, daß nach Sinn und

Zweck der BAB die Gewährung von Kost und Unterkunft durch

einen Elternteil nur’dann Einkommen des Auszubildenden ist,

wenn den unterhaltsverpflichteten Eltern diese Leistung

üblicherweise überhaupt zugemutet werden kann (5—40

Abs° 4 AFG). Wenn aber von vornherein den Eltern ein Unter—

haltsbeitrag an den Auszubildenden nicht zugemutet werden

kann? so wäre es mit dem Sinn und Zweck des Gesetzes nicht

vereinbar, eine über das zumutbare Maß von den Eltern

gewährte freie Kost und Unterkunft als Einkommen des Aus—

zubildenden anzurechnen und dadurch den mit der BAB zu
erreichenden Zweck, den Bedarf für Lebensunterhalt und

Ausbildung zu sichern (5 9 AA), zu vereiteln° Ob eine

Unterhaltsleistung den Eltern nach 5 40 AFG zugemutet‘
werden kann, ergibt sich aus der Regelung des 5 46 LA,
Diese Vorschrift füllt insoweit den von 5 40 AFG gesteckten
Rahmen aus, Ihr ist zu entnehmen, was einem Elternteil

als Unterhaltsverpflichtetem üblicherweise im Rahmen der

individuellen Förderung der beruflichen Ausbildung als.

Beitrag zur Aufbringung der Kosten zuzumuten ist° Kost
und Unterkunft, die dem Auszubildenden von seinen Eltern

in Natur gewährt werden, können diesem daher nur als
eigenes Einkommen angerechnet werden, wenn das Einkammen

der Eltern die in 5 16 AA vorgesehenen Freibeträge iber—
schreitet° Nur in diesem Umfang soll den unterhaltspflich—

tigen Eltern ein Beitrag zur Aufbringung von Ausbildungs—
kosten überhauptzugemutet werden° Eine Anrechnung Weiter—

gehender Leistungen der Eltern würde zu dem widersinnigen

_ qq „
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 _

Ergebnis führen‚ daß durch die tatsächliche —aber übli—
cherweise als Unterhaltsleistung im Sinne des 5 40

Abs° 4 AFG nicht zumutbare - Bereitstellung von Kost
_

und Unterkunft seitens der Eltern zusammen mit der Aus—‘

bildungsvergütung in einer erheblichen Zahl von Fällen

die Zahlung der BAB ausgeschlossen wäre° '
\

Der vom
erkenhenden Senat vertretenen Auffassung steht

die in € 40 Abs„ 5 AFG getroffene Regelung nicht entgegen°

Nach dieser Vorschrift kann die Beklagte einen Antrag—

steller fördern, solange und soweit er Unterhaltsleistun— ‘
Vgen‚ auf die er einen Anspruch hat, nicht erhält„ In,

einem solchen Fall geht der Anspruch auf die Unterhalts—

leistung nach Anzeige auf die Beklagte über (5 40 Abs° 5
Satz 2 i„V„mq % 58 Abs° 2 Satz 4 bis 5 AFG)° Wenn in
$ 40 Abs° 5 AFG nur von ”Unterhaltsleistungen", auf

die der Antragsteller "einen An3pruch hat", gesProchen

wird, so können damit nicht alle Unterhaltsleistungen‚

die ein Auszubildender beanspruchen kann, sondern nur

diejenigen gemeint sein, die dem Unterhaltsverpflichteten‘

üblicherweise zugemutet werden° Das ergibt schon der.

Zusammenhang, in dem der Abs° 3 des 5 40 AFG mit dessen
Abs° 1 steht° Wird nämlich die Ausbildungsförderung uoa„

nur dann ausgeschlossen oder beschränkt, wenn dem Unter—
haltsverpflichteten des Auszubildenden die Aufbringung

der Ausbildungskosten “üblicherweise zugemutet" werden
kann; so kann es sich bei den in 5 40 Abs„ 5 AFGbe—
zeichneten Unterhaltsleistungen auch nur um diejenigen

handeln, die dem Unterhaltsverpflichteten zugemutet wer—

den können„ Andernfalls würde durch den Anspruchsüber— "

gang auf die Beklagte (@ 40 Abs() 5 Satz 2 AFG) dieser
'mehr zu3tehen‚ als dem Unterhaltsverpflichteten nach
% 40 Abs° 1 AFG als eigener Beitrag zur Aufbringung der

} Mittel für den Auszubildenden auferlegt werden soll° Die

'als freie Kost und Unterkunft von den Eltern an den Aus—
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zubildenden erbrachte Unterhaltsleistung ist somit nur

dann diesem als Einkommen im Sinne des @48 Abs° 4 AA
auf den Bedarfssatz anzurechnen, wenn diese Leistung den

Eltern nach 5 46 AA zugemutet werden kann°

Nichts anderes gilt grundsätzlich, wenn — wie im
vor;

liegenden Fall —der Ausbildende ein Elternteil ist, In
diesem Fall kann die Gewährung von Kost und Unterkunf:

neben der Ausbildungsvergütung (% 40 Abs° 2 BBiG) nur
dann als Sachbezug mit der Bewertung nach 5 460 Abs° 2 BVG

in Verbindung mit % 48 Abs° 2 AA angerechnet werden, wenn
diese Leistung nicht als elterliche Unterhaltsleistung er—
bracht, sondern aufgrund des arbeitsrechtlichen Ausbildungs—

verhältnisses als Teil der Vergütung nach dem BBiG geaährt
werden ist, Würde anders verfahren, wäre dies im Gegensatz

zur Auffassung der Revision — die im Schrifttum mit der

von Hoppe/Berlinger (AFG @ 40 Anm„ 45 a) und der DA Nr„ 48,

45 zur AA übereinstimmt — eine ungleiche Behandlung gleicher

Sachverhalte (Art° 5 Abs, 4 GG)° Im vorliegenden Fall hat
das LSG unangefochten und damit für das Revisionsgericht

bindend (% 465 SGG) festgestellt, daß der Wert von Kost
und Wohnung in Höhe von monatlich 459 DM, der dem Kläger

zugeflossen ist, steuerlich nicht als Ausgabe des Gewerbe—

betriebe durch den Vater als Ausbildenden geltend genacht

worden ist„ Mit Recht hat das Berufungsgericht aus dieser

Tatsache in Verbindung mit dem Umstand, daß für die Ee—

messung der Beiträge zur Sozialversicherung der Vater des
Klägers und die Ortskrankenkasse als Einzugsstelle den

Wert von Kost und Wohnung für den Kläger nicht als Einkünfte

behandelt haben, geschlossen, daß dem Kläger Kost und
Unterkunft im elterlichen Haushalt nicht aufgrund des Aus—

bildungsverhältnisses, sondern als elterliche Unterhalts—

leistung gewährt worden ist° Zutreffend hat_deshalb das LSG

als Einkommen des Klägers
nur seine Ausbildungsvergüvung in

Höhe von monatlich 450 DM angesehen und für die Deckung des
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Bedarfs nach 5 99 AA eine Lücke festgestellt° Zur Abdeckung
dieser Lücke kommt aber das Einkommen der Eltern nach
@ 46 AA im vorliegenden Fall nicht nicht Betracht, weil

das vom Berufungsgericht unangefochten festgestellte

zu versteuernde Bruttoeinkommen der Eltern des Klägers

bereits den nach 5146 AA ermittelten Gesamtfreibetrag von‘

monatlich 786365 DM nicht erreichtc Bei der Leistung von

Kost und Unterkunft an den Kläger handelt es sich somit

um eine Unterhaltsleistung der Eltern, die ihnen als
%

Unterhaltsverpflichtete im Sinne des 5 40 Abs° 4 AFG in
Verbindung mit 5 46 AA üblicherweise nicht zugemutet:

werden kann°

Nach allem;' wird der Bedarf des Klägers nach % 9 AA nicht
in vollem Umfang durch sein Einkommen und durch zumutbare

U terhaltsleistungen seiner Eltern gedeckt, so daß ihm

Anspruch auf BAB gegen die Beklagte nach 5 40 AFG in Ver—

bindung mit den Vorschriften der AA zustehto Die Revision

der Beklagten muß deshalb zurückgewiesen werden„

Die Kostenentscheidung folgt aus S 495 SGG°
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